
Aktenzeichen: 6 AZR 647/96
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 16. Juli 1998

- 6 AZR 647/96 -
I. Arbeitsgericht 

Halle
Urteil vom 01. Dezember 1995 
- 6 Ca 3451/95 -

II. Landesarbeitsgericht 
Sachsen-Anhalt

Urteil vom 09. August 1996 
- 2 Sa 94/96 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

: Nein 
: Nein

Entscheidungsstichwort:
Abfindung - Verringerung wegen gesetzlicher Rente

Gesetz:
Tarifvertrag zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 (TV soziale Absicherung) § 2 Abs. 1, 2, 6, 7; SGB VI §§ 34, 36, 115; SGB IV § 19

Hinweise des Senats:
Verringerung des Abfindungsanspruchs auf Null wegen Ent­stehung eines Anspruchs auf gesetzliche Altersrente für 
langjährig Versicherte nach Beendigung des Arbeitsverhält­nisses; hier ohne die Problematik der Rentenberechtigung nach dem Rentenüberleitungsgesetz (vgl. dazu Urteil des Senats vom 30. Januar 1997 - 6 AZR 695/95 - AP Nr. 31 zu § 1 TVG Tarifi­ver tjjä ge: DDR)

Leitsätze:
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6 AZR 647/96
2 Sa 94/96 Sachsen-Anhalt

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
16. Juli 1998

U r t e i l
Backes,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 16. Juli 1998 durch den Vizeprä­
sidenten Dr. Peifer, den Richter Dr. Armbrüster und die
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Richterin Gräfl sowie die ehrenamtlichen Richter Klabunde 
und Schwarck für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Sachsen-Anhalt 
vom 9. August 1996 - 2 Sa 94/96 - aufgehoben.
2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger verlangt eine Abfindung wegen Beendigung seines 
Arbeitsverhältnisses.

Der am 17. Januar 1931 geborene Kläger war bei dem beklagten 
Land und dessen Rechtsvorgängern vom 1. September 1986 bis zum 
30. Juni 1995 an der landwirtschaftlichen Fakultät der

-Universität beschäftigt. Auf das
Arbeitsverhältnis der Parteien fand aufgrund arbeitsvertraglicher 
Vereinbarung der Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - 
Manteltarifliche Vorschriften - (BAT-O) vom 10. Dezember 1990 
Anwendung. Die Parteien schlossen am 25. Februar 1994 einen 
Aufhebungsvertrag. In diesem heißt es:
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M

A U F H E B U N G S V E R T R A G

zwischen
dem Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch das Ministerium für Wis­
senschaft und Forschung des Landes Sachsen-Anhalt, Herrenkrug­
straße 66, 39114 Magdeburg, vertreten durch die 
Universität , vertreten durch den Kanzler
(Arbeitgeber)

und
► Herrn Dr. Ernst K . (Ar­

beitnehmer)
Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, daß das Arbeitsver­
hältnis mit Ablauf des 30.06.1995 beendet wird.
Die Aufhebung erfolgt wegen hochschulstruktureller Veränderungen 
und Personalabbau.
Hätte der Arbeitnehmer dem Auflösungsvertrag nicht zugestimmt, so 
wäre zum gleichen Beendigungstermin eine arbeitgeberseitige Kün­
digung aus betriebsbedingten Gründen - mangels Bedarf - ausge­
sprochen worden. Dieser Kündigung hätte kein arbeitsvertragswid­
riges Verhalten zugrunde gelegen.
Die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses erfolgt unter Beachtung 
der gesetzlichen Kündigungsfrist.
Unter den Voraussetzungen des § 2 des Tarifvertrages zur sozialen 
Sicherung vom 06.07.1992 wird eine Abfindung gezahlt.

Der Kläger verlangte von dem beklagten Land die Zahlung 
einer Abfindung nach dem Tarifvertrag zur sozialen Absicherung 
vom 6. Juli 1992 (TV soziale Absicherung). Der Beklagte lehnte 
dies mit dem Hinweis ab, daß der Kläger nach Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses Altersrente beziehen könne und der Anspruch 
auf Abfindung somit ausgeschlossen sei. Im TV soziale Absicherung 
heißt es:
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"§ 2 
Abfindung

(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis 
gekündigt wird, weil
a) er wegen mangelnden Bedarfs nicht mehr ver­
wendbar ist oder
b) ...
erhält eine Abfindung. Das Gleiche gilt, wenn ein 
Arbeitnehmer bei Vorliegen der Voraussetzungen 
für eine Kündigung nach Satz 1 aufgrund eines 
Auflösungsvertrages ausscheidet.
(2) Die Abfindung beträgt für jedes volle Jahr
der Beschäftigungszeit (§ 19 BAT-0 ohne die nach 
der Übergangsvorschrift Nr. 3 hierzu berücksich­
tigten Zeiten bzw. die vergleichbaren, für die 
Arbeiter geltenden Bestimmungen) ein Viertel der 
letzten Monatsvergütung ... . Sie darf den Betrag
von 10000 DM nicht übersteigen; ...
(3) Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag 
nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. ...

(6) Tritt der Arbeitnehmer in ein Arbeitsver­
hältnis bei einem Arbeitgeber im Sinne des § 29 
Abschn. B Abs. 7 BAT-O/BAT ein und ist die Zahl 
der zwischen der Beendigung des alten und der Be­
gründung des neuen Arbeitsverhältnisses liegenden 
Kalendermonate geringer als die der Abfindung zu­
grunde liegende Anzahl von Bruchteilen der Mo- 
natsvergütung/des Monatslohnes (Absatz 2), ver­
ringert sich die Abfindung entsprechend. Über­
zahlte Beträge sind zurückzuzahlen.
(7) Absatz 6 gilt entsprechend, wenn innerhalb 
des gleichen Zeitraums ein Anspruch auf Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung entsteht."

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, sein Anspruch auf 
Abfindung werde dadurch, daß er Altersrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beziehen könne, nicht ausgeschlossen. Im übri­
gen sei sein Rentenanspruch bereits mit Vollendung des 63.
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Lebensjahres am 17. Januar 1994 und damit vor der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses entstanden.

Der Kläger hat beantragt,
m-'v

den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 40.821,49 
DM nebst 4 % Zinsen seit dem 30. August 1995 zu zahlen.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, ein Anspruch des Klägers auf Abfindung scheide aus, da 
der Kläger aufgrund seines Anspruchs auf Altersrente einer Absi­
cherung durch eine Abfindung nach dem TV soziale Absicherung 
nicht bedürfe.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. In der
Berufungsinstanz hat der Kläger vorgetragen, daß ihm von dem
zuständigen Dezernenten der Beklagten die Zahlung einer Abfindung
ausdrücklich zugesagt worden sei, Da er über den Ausschluß eines
Abfindungsanspruchs nicht aufgeklärt worden sei, fechte er den
Aufhebungsvertrag wegen arglistiger Täuschung hilfsweise an und
mache für die Zeit vom 1. Juli 1995 bis zum 31. Januar 1996 einen-
Anspruch auf Zahlung der vereinbarten Vergütung aufgrund
Annahmeverzugs des beklagten Landes geltend, Hilfsweise verlange
er, daß ihm das beklagte Land für diesen Zeitraum den entgangenen
Verdienst als Schadenersatz zu leisten habe. Mit der Berufung hat
der Kläger beantragt,

das Urteil des Arbeitsgerichts Halle vom 1. Dezember 
1995 - 6 Ca 3451/95 - abzuändern und den Beklagten zu 
verurteilen, an den Kläger 40.821,49 DM nebst 4 % Zin­
sen seit dem 30. August 1995 zu zahlen,
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hilfsweise,
1. festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis des Klägers 
durch den Aufhebungsvertrag vom 25. Februar 1994 nicht 
aufgelöst worden ist, sondern über den 30. Juni 1995 
hinaus fortbesteht,
2. den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 
54.792,55 DM brutto abzüglich eines Betrags von
16.768,30 DM netto nebst 4 % Zinsen auf den sich hier­
aus ergebenden Nettobetrag seit Rechtshängigkeit zu 
zahlen.

Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsgerichts 
abgeändert und der Klage im Hauptantrag stattgegeben. Mit der Re­
vision verfolgt das beklagte Land seinen Antrag auf Klageabwei­
sung weiter. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g  s g r ü n d e  :

Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des Urteils 
des Landesarbeitsgerichts und Zurückverweisung des Rechtsstreits 
an das Berufungsgericht zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger habe 
gegen das beklagte Land einen tariflichen Anspruch auf Zahlung 
einer Abfindung in Höhe von 40.821,49 DM brutto. Dieser Anspruch 
verringere sich nicht nach § 2 Abs. 7 TV soziale Absicherung.
Eine Rente, die der Angestellte bereits vor seinem Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis beanspruchen könne, führe nicht zur 
Verringerung und zum Verlust des Anspruchs auf Abfindung,
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da die Rente nicht den Zweck einer anderweitigen sozialen 
Absicherung nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfülle. Sie 
habe schon vor diesem Zeitpunkt den sozialen Status des 
Angestellten bestimmt.

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer 
revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand. Ob dem Kläger ein 
Anspruch auf Abfindung aufgrund individualrechtlicher Zusage oder 
ein Anspruch auf Zahlung aufgrund der in der Berufungsinstanz ge­
stellten Hilfsanträge zusteht, kann aufgrund der Feststellungen 
des Berufungsgerichts nicht beurteilt werden.

1. Der Kläger hat gegen das beklagte Land keinen Anspruch auf 
Zahlung einer Abfindung nach dem TV soziale Absicherung.

Ein möglicher Abfindungsanspruch des Klägers nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Buchst, a, Satz 2 TV soziale Absicherung hat sich nach § 2 
Abs. 7 i.V.m. Abs. 6 TV soziale Absicherung auf Null verringert, 
weil unmittelbar nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein An­
spruch des Klägers auf Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung entstanden ist.

a) Nach § 2 Abs. 6 TV soziale Absicherung verringert sich der An­
spruch auf Abfindung, wenn der wegen mangelnden Bedarfs ausge­
schiedene Arbeitnehmer wieder in ein Arbeitsverhältnis bei einem 
Arbeitgeber im Sinne des § 29 Abschn. B Abs. 7 BAT-O/BAT eintritt 
und die Zahl der zwischen Beendigung des alten und Begründung des 
neuen Arbeitsverhältnisses liegenden Kalendermonate geringer als
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die der Abfindung zugrunde liegende Zahl von Bruchteilen der Mo­
natsvergütung (Abs. 2) ist. Die in diesem Fall eintretende ent­
sprechende Verringerung der Abfindung bewirkt den völligen Weg­
fall des Abfindungsanspruchs, wenn das neue Arbeitsverhältnis un­
mittelbar an das alte anschließt.

Nach § 2 Abs. 7 TV soziale Absicherung gilt Abs. 6 entspre­
chend, "wenn innerhalb des gleichen Zeitraums" ein Anspruch auf 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung entsteht. Mit dem 
"gleichen Zeitraum" im Sinne dieser Bestimmung ist, wie im Falle 
des Absatzes 6, ein mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses be­
ginnender Zeitraum gemeint, der die tarifliche Rechtsfolge der 
Verringerung der Abfindung dann auslöst, wenn die Zahl der ihn 
umfassenden Kalendermonate die der Abfindung zugrunde liegende 
Anzahl von Bruchteilen der Monatsvergütung unterschreitet. An die 
Stelle der Begründung des neuen Arbeitsverhältnisses (Abs. 6) 
tritt in Abs. 7 die Entstehung des Anspruchs auf Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der in § 2 Abs. 7 TV soziale Ab­
sicherung bezeichnete Zeitraum liegt, ebenso wie der in Abs. 6 
bezeichnete, nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses (vgl. 
Urteile des Senats vom 1. Juni 1995 - 6 AZR 926/94 - BAGE 80, 158
= AP Nr. 24 zu § 1 TVG Tarifverträge: DDR; vom 30. Januar 1997
- 6 AZR 695/95 - AP Nr. 31 zu § 1 TVG Tarifverträge: DDR; vom 20.
März 1997 - 6 AZR 732/95 - n.v. und vom 20. November 1997 - 6 AZR
215/96 - AP Nr. 47 zu § 551 ZPO).
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b) Der Anspruch des Klägers auf Altersrente ist unmittelbar 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses entstanden und hat daher 
den völligen Wegfall des Anspruchs auf Abfindung zur Folge.

aa) Nach § 36 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Altersrente, 
wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet und die Wartezeit von 35 
Jahren erfüllt haben. Diese nach § 34 Abs. 1 SGB VI erforderli­
chen Anspruchsvoraussetzungen waren bei dem Kläger am 17. Januar 
1994 gegeben. Er hatte zu diesem Zeitpunkt das 63. Lebensjahr 
vollendet. Nach § 51 Abs. 3 SGB VI werden auf die Wartezeit von 
35 Jahren grundsätzlich alle Kalenderraonate mit rentenrechtlichen 
Zeiten angerechnet. Da der Kläger nach den von der Revision nicht 
angegriffenen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ununter­
brochen im Arbeitsverhältnis gestanden hat, ist die nach § 36 SGB 
VI erforderliche Wartezeit von 35 Jahren erfüllt.

bb) Das Rentenstammrecht ist am 17. Januar 1994 entstanden, ob­
wohl der Kläger zu diesem Zeitpunkt die Rente nicht beantragt 
hat.

Zwar wird die Altersrente nach § 36 SGB VI auf Antrag gelei­
stet (vgl. § 19 SGB IV, § 115 Abs. 1 SGB VI). Unabhängig vom An­
trag entsteht jedoch das Stammrecht auf die Rente schon in dem 
Zeitpunkt, in dem alle materiellrechtlichen Voraussetzungen für 
die Berechtigung vorliegen. Allein auf diesen Zeitpunkt kommt es 
für die Rechtsfolge des § 2 Abs. 7 TV soziale Absicherung an. Der 
erkennende Senat verweist insoweit zur Vermeidung von Wiederho-
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lungen auf seine Ausführungen im Urteil vom 1. Juni 1995 (BAGE 
80, 158, 161 = AP, aaO, zu I 1 der Gründe).

cc) Der Rentenanspruch des Klägers ist nicht vor Beendigung des 
ArbeitsVerhältnisses entstanden, was die Verringerung der Abfin­
dung nach § 2 Abs. 7 TV soziale Absicherung ausschließen könnte 
(vgl. dazu für die Berufsunfähigkeitsrente: Urteil des Senats vom
1. Juni 1995, aaO und Senatsurteil vom 30. Januar 1997 - 6 AZR 
695/95 - aaO).

In der Zeit zwischen der Vollendung des 63. Lebensjahres am 
17. Januar 1994 und der Beendigung des Arbeitsverhältnisses am 
30. Juni 1995 konnte der Rentenanspruch nach § 36 SGB VI nicht 
entstehen, weil der Kläger weiterhin voll berufstätig war und 
somit die den Rentenanspruch ausschließende gesetzliche Hinzuver­
dienstgrenze überschritt. Nach § 34 Abs. 2 SGB VI besteht ein An­
spruch auf Rente wegen Alters vor Vollendung des 65. Lebensjahres 
nur, wenn die Hinzuverdienstgrenze nach § 34 Abs. 3 SGB VI nicht 
überschritten wird. Die Einhaltung dieser Grenze ist negative An- 
spruchsvoraussetzüng (vgl. KassKomm-Niesel, Stand Januar 1998,
§ 34 SGB VI Rz 5). Obwohl der Kläger bereits am 17. Januar 1994 
das 63. Lebensjahr vollendet hatte, konnte er, weil er weiterhin 
in seinem bisherigen Arbeitsverhälthis voll berufstätig war, bis 
zu dessen Beendigung am 30. Juni 1995 den Rentenänspruch nach 
§ 36 SGB VI nicht erwerben.

2. Nicht abschließend beurteilen kann der Senat, ob dem Kläger 
gegen das beklagte Land ein einzelvertraglicher Anspruch
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aufgrund behaupteter individueller Zusage zusteht oder ob die vom 
Kläger in der Berufungsinstanz gestellten Hilfsanträge wegen er­
folgreich geltend gemachter Anfechtung des zwischen den Parteien 
geschlossenen Aufhebungsvertrages vom 25. Februar 1994 begründet 
sind. Insoweit bedarf es weiterer tatsächlicher Feststellungen 
durch das Landesarbeitsgericht.

III. Das Landesarbeitsgericht wird auch über die Kosten der Revi- 
_ sion befinden müssen.

Dr. Peifer Dr. Armbrüster Gräfl

Klabunde R. Schwarck
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